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Stellungnahme zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB zur Änderung des 
Flächennutzungsplans der Gemeinde Krauschwitz für den Bereich des Bebauungsplanes „Errichtung 
Verbrauchermarkt Krauschwitz“ (Stand 09.02.2025) 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., nimmt als 
nach § 3 UmwRG anerkannte Vereinigung und gemäß § 63 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG im Planungsverfahren 
mitwirkungsberechtigter Naturschutzverband im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung 
zum Vorentwurf der Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) für den Bereich des Bebauungsplanes 
„Errichtung Verbrauchermarkt Krauschwitz“ (FNP‑Vorentwurf Stand 09.12.2025; parallel laufender 
B‑Plan‑Entwurf Stand 19.09.2025) wie folgt Stellung. Der FNP‑Vorentwurf greift auf fachliche Unterlagen 
aus dem parallelen Bebauungsplanverfahren zurück, setzt sich auf FNP‑Ebene jedoch nicht in ausrei-
chender Tiefe mit den daraus erkennbaren naturschutzrechtlichen Risiken auseinander. Nach eingehen-
der Prüfung der Planunterlagen erheben wir gegen die geplante FNP‑Änderung Einwendungen. 

Wir lehnen das Vorhaben in der vorliegenden Form ab. Unsere Bedenken begründen sich wie folgt: 

I. Fehlende Vollzugsfähigkeit und Abwägungsdefizite (Biotopschutz § 30 BNatSchG) 

1. Ungeklärte Ausnahmevoraussetzungen 

Das Plangebiet wird nach den Unterlagen des Bebauungsplanverfahrens in einem Umfang von 9.003 
m², wovon 8.877 m² durch das Vorhaben beansprucht werden sollen, von dem gesetzlich geschützten 
Biotop „Magere Frischwiese“ (Biotop‑ID 445410063, Kartierung LfULG vom 01.06.2023, Zustand „gut“) 
eingenommen (§ 30 Abs. 2 Nr. 7 BNatSchG i.V.m. § 21 Abs. 1 Nr. 1 SächsNatSchG). Die Inanspruch-
nahme bedarf zwingend einer Ausnahmegenehmigung nach § 30 Abs. 3 BNatSchG. Zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt liegt weder eine Ausnahmeentscheidung noch eine belastbare Voreinschätzung der 
Unteren Naturschutzbehörde vor, dass die Voraussetzungen einer Ausnahme grundsätzlich erfüllt wer-
den können. 

Der FNP‑Vorentwurf verweist zwar nachrichtlich auf das gesetzlich geschützte Biotop, setzt sich aber 
nicht erkennbar mit der Frage auseinander, ob die mit der Sondergebiets‑Darstellung verbundene Inan-
spruchnahme dieses Biotops überhaupt ausnahmerechtskonform bewältigt werden kann. Damit trifft 
die FNP‑Änderung eine positive Standortentscheidung auf einer Fläche, bei der bereits jetzt erhebliche 
Zweifel an der rechtlichen Zulässigkeit der vorgesehenen Nutzung bestehen. Dies stellt ein erhebliches 
Ermittlungs‑ und Abwägungsdefizit gemäß § 2 Abs. 3 BauGB dar. 
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2. Fehlende verbindliche Aussage der zuständigen Behörde 

Entsprechend ständiger Rechtsprechung ist eine Bauleitplanung abwägungsfehlerhaft, wenn bereits 
absehbar ist, dass sie an zwingenden rechtlichen Hindernissen – hier den Verboten des § 30 BNatSchG 
– scheitern wird. Der FNP‑Vorentwurf bleibt im Umweltbericht auf der Ebene pauschaler Hinweise 
(„gesetzlich geschütztes Biotop, Lebensraumverlust der Fauna“) stehen und leitet hieraus keine tragfä-
hige planerische Konsequenz ab, etwa in Form einer ernsthaft geprüften Alternativenprüfung oder einer 
begründeten Verneinung von Standortalternativen. 

Die Gemeinde hat angekündigt, den Ausnahmeantrag vor dem Satzungsbeschluss des B‑Plans zu stel-
len. Auf FNP‑Ebene liegt jedoch weder eine entsprechende Vorabentscheidung noch eine verbindliche 
Voreinschätzung der Unteren Naturschutzbehörde (UNB) zur grundsätzlichen Erteilbarkeit der Aus-
nahme vor. Da zugleich kein rechtsverbindlich gesichertes Ausgleichskonzept vorliegt (vgl. Abschnitt II), 
ist die rechtliche Vollzugsfähigkeit der Planung zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht hinreichend belegt. 

3. Hinweis zum Parallelverfahren (§ 8 Abs. 2 / Abs. 3 BauGB) 

Wir weisen ergänzend darauf hin, dass die FNP‑Änderung sich noch in der frühzeitigen Öffentlichkeits-
beteiligung befindet, während der zugehörige Bebauungsplan sich bereits im Entwurfsstadium befindet 
(Stand 19.09.2025). Das Entwicklungsgebot des § 8 Abs. 2 BauGB verpflichtet Bebauungspläne zur Ent-
wicklung aus dem wirksamen FNP. Ein Vorauseilen des B‑Plans gegenüber der noch nicht abgeschlos-
senen FNP‑Änderung ist nur unter den engen Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 BauGB zulässig. Die Plan-
unterlagen legen die Erfüllung dieser Voraussetzungen nicht hinreichend dar. 

II. Mangelhafte und ungesicherte Kompensation 

1. Unzureichende Darstellung im FNP‑Verfahren 

Die im Rahmen des parallelen Bebauungsplanverfahrens diskutierte externe Kompensationsmaßnahme 
M3 (Neuanlage einer Mageren Frischwiese auf Flurstück 174/36 der Gemarkung Gablenz, Flur 9, ca. 
11.650 m²) ist in der Begründung zum FNP‑Vorentwurf in keiner Weise nachvollziehbar dargestellt. Für 
die fachliche Bewertung der Umweltauswirkungen auf FNP‑Ebene ist dies unzureichend. 

2. Fehlende ökologische Kongruenz 

Die Neuanlage einer artenreichen Mageren Frischwiese auf einem aktuell als Maisacker intensiv genutz-
ten Standort (M3) ist fachlich äußerst anspruchsvoll, risikobehaftet und in ihrer Entwicklung langwierig. 
Bis zur Ausbildung einer der Bestandsfläche vergleichbaren Artengemeinschaft sind in der Regel 5 bis 
10 Jahre zu veranschlagen. Es ist nicht dargelegt, wie die zeitliche und funktionale Kongruenz zum 
sofortigen Verlust des nach LfULG in „gutem Zustand“ befindlichen Bestandsbiotops hergestellt werden 
soll. 

3. Fehlende dingliche Sicherung 

Die Planunterlagen beschränken sich auf die Aussage, Eigentümer und Pächter der M3‑Fläche stimmten 
der Maßnahme zu. Der Nachweis einer dauerhaften dinglichen Sicherung – etwa durch Grundbuchein-
tragung (Grunddienstbarkeit, beschränkt persönliche Dienstbarkeit) oder durch städtebaulichen Vertrag 
gem. § 11 BauGB – fehlt vollständig. Ohne eine solche Sicherung genügt das Kompensationskonzept 
nicht den Anforderungen des § 15 Abs. 2 Satz 3 BNatSchG. 
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III. Defizitäre artenschutzrechtliche Prüfung (§ 44 BNatSchG) 

1. Methodisch unzureichende faunistische Erfassung 

Der FNP‑Umweltbericht übernimmt die aus den B‑Plan‑Unterlagen bekannte hohe artenschutzrechtliche 
Konfliktlage nur in sehr pauschaler Form und ermöglicht damit auf FNP‑Ebene keine belastbare Ein-
schätzung, ob die Standortentscheidung mit den Verbotstatbeständen des § 44 Abs. 1 BNatSchG ver-
einbar ist. 

Die Fauna wurde im Rahmen von zwei Begehungen (14.05.2025 und 04.06.2025) erfasst, die ohne stan-
dardisierte Erfassungsmethodik für Reptilienarten – insbesondere ohne Einsatz von Reptilienfolien oder 
‑brettern – durchgeführt wurden. Eine solche Methodik ist für den methodisch belastbaren Nachweis 
oder Ausschluss eines Zauneidechsen‑Vorkommens nach aktuellem fachlichem Standard unerlässlich. 
Der Umweltbericht selbst räumt die damit verbundene Unsicherheit ausdrücklich ein. Die zuständige 
UNB hat in ihrer Stellungnahme vom 20.03.2025 explizit gefordert, dass mit der Baumaßnahme erst 
nach erfolgtem Abfangen der Zauneidechse und anschließender Freigabe durch die UNB begonnen wer-
den darf – ein Beleg dafür, dass ein Vorkommen der Art nicht ausgeschlossen wird. Ebenso bleibt die 
Situation der Glattnatter ungeklärt. 

2. Fehlende Behandlung des Segelfalters (Iphiclides podalirius) 

Während der Begehung am 04.06.2025 wurden zwei Exemplare des Segelfalters (Iphiclides podalirius) 
auf der Vorhabensfläche beobachtet und im Umweltbericht dokumentiert. Der Segelfalter ist als Art des 
Anhangs IV der FFH‑Richtlinie gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG streng geschützt. Der Nachweis von 
Individuen dieser Art auf der Vorhabensfläche hätte zwingend eine vertiefte artenschutzrechtliche Prü-
fung nach § 44 Abs. 1 BNatSchG auslösen müssen – insbesondere hinsichtlich des Tötungs‑ und Stö-
rungsverbots sowie des Verbots der Zerstörung von Fortpflanzungs‑ und Ruhestätten. Stattdessen fin-
det die Art in den artenschutzrechtlichen Prüfunterlagen keine weitere Behandlung; dies stellt einen 
erheblichen Mangel dar, der bereits auf FNP‑Ebene bei der Standortentscheidung zu berücksichtigen ist. 

3. Weitere Artengruppen und unzureichende CEF‑Maßnahmen 

Zudem werden potenziell betroffene streng geschützte Schmetterlingsarten sowie Offenland‑Brutvögel 
nicht mit der gebotenen artenschutzrechtlichen Tiefe behandelt. Die UNB hat in ihrer Stellungnahme 
vom 20.03.2025 ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Frischwiese ein potenzielles Habitat von 
besonders und streng geschützten Insektenarten (Schmetterlinge, Heuschrecken, Käfer) darstellt, und 
eine Darstellung des planungsrechtlichen Umgangs mit diesen potenziellen Beeinträchtigungen gefor-
dert. Die im B‑Plan‑Verfahren skizzierten CEF‑Maßnahmen sind weder hinsichtlich ihrer artspezifischen 
Ausgestaltung – einschließlich Mahdhöhen und einzusetzender Technik – noch hinsichtlich des erfor-
derlichen zeitlichen Vorlaufs ausreichend konkretisiert, um Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG 
rechtssicher auszuschließen. Aus Sicht der FNP‑Änderung ist damit offen, ob der gewählte Standort 
artenschutzrechtlich überhaupt konfliktarm bewältigt werden kann; auch dies hat die UNB in ihrer Stel-
lungnahme vom 20.03.2025 ausdrücklich angemahnt. 

IV. Fachliche Mängel im Grünordnungs‑ und Pflegekonzept 

Für die als Kompensations‑ und Entwicklungsflächen ausgewiesenen Bereiche M3 (ca. 11.650 m²) und 
M4.2 (327 m²) ist die festgesetzte pauschale 1‑ bis 2‑malige Komplettmahd mit vollständiger Abräu-
mung des Mähguts naturschutzfachlich unzureichend. Eine ungestaffelte Mahd vernichtet Insektenpo-
pulationen in ihren verschiedenen Entwicklungsstadien und läuft dem mit der Maßnahme verfolgten 
Schutzzweck zuwider. Bereits für die FNP‑Abwägung ist relevant, dass ohne eine fachgerechte Pflege-
konzeption die behaupteten Kompensationswirkungen der Flächen nicht erreicht werden können. 
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Für diese Flächen ist daher zwingend eine Staffelmahd festzusetzen: Die Mahd hat in mindestens drei 
zeitlich und räumlich versetzten Abschnitten zu erfolgen; dabei ist stets mindestens ein Drittel der Flä-
che als Rückzugs‑ und Überwinterungshabitat dauerhaft ungemäht zu belassen. Die Bearbeitung hat 
von innen nach außen zu erfolgen, um Tieren eine Fluchtmöglichkeit zu sichern. Für die kleinflächige 
Restfläche M1.1 (126 m²) empfehlen wir eine einmalige Naturschutzmahd nach dem 15. September mit 
vollständiger Abräumung des Mähguts. 

V. Forderungen 

Vor diesem Hintergrund erhebt der BUND folgende Forderungen an die weitere Planung: 

1. Nachweis der Vollzugsfähigkeit: Vorlage einer verbindlichen Voreinschätzung der Unteren Natur-
schutzbehörde über die grundsätzliche Erteilbarkeit der Ausnahme nach § 30 Abs. 3 BNatSchG – 
gegebenenfalls im Wege des Vorabantragsverfahrens gem. § 30 Abs. 4 BNatSchG –, bevor die 
förmliche Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB eingeleitet wird. 

2. Kompensationsnachweis: Vollständige Integration des Ausgleichskonzepts in den Umweltbericht 
zur FNP‑Änderung sowie Nachweis der rechtlichen Dauersicherung der Ausgleichsfläche (Maß-
nahme M3) durch dingliche Sicherung im Grundbuch oder durch städtebaulichen Vertrag gem. § 
11 BauGB. 

3. Artenschutzrechtliche Prüfung: Nachholung einer standardisierten, methodisch belastbaren 
Artenerfassung – insbesondere Reptilienerfassung mit Reptilienfolien, Brutvogelkartierung nach 
Standardmethodik sowie Schmetterlings‑ und Insektenkartierung – und Vorlage eines prüffähigen 
Artenschutzfachbeitrags, der insbesondere den Segelfalter (Iphiclides podalirius) sowie weitere 
besonders und streng geschützte Insektenarten vertieft behandelt. 

4. Anpassung der Grünordnung: Zwingende Festsetzung einer mindestens dreigliedrigen Staffel-
mahd (zeitlich und räumlich versetzt, mit dauerhaft ungemähtem Rückzugsstreifen von mindes-
tens einem Drittel der Fläche) für die Maßnahmen M3 und M4.2 zur Vermeidung negativer Aus-
wirkungen auf die Insektenfauna. 

5. Klarstellung zum Parallelverfahren: Darlegung der Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 BauGB für die 
gleichzeitige Aufstellung von FNP‑Änderung und Bebauungsplan. 

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Hinweise und Forderungen sowie um Beteiligung im weiteren 
Verfahren.  

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


